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Vom Tage 
Wieder was gelernt! Und zwar
beim Besuch einer Freundin in
Stuttgart. Dort auf Parkplatzsu-
che, wendete die Autofahrerin in
einer Einfahrt eines Hauses. In
diesemMoment trat der Hausbe-
sitzer aus dem Haus und stürzte
auf das Auto zu. „Das ist ein Pri-
vatgrundstück!“, schrie er. „Man
darf hier nicht wenden.“ Später
im Internet recherchiert: Ja, es
stimmt, man darf auf Privat-
grundstücken nicht wenden.
Außerbei derFrauvordemHaus,
hier sind alle, die es wollen, will-
kommen, zu wenden. Das tut
doch keinemweh.

Vier Vereine fürs Museumsquartier:
„Bürk-Areal ist ein phantastischer Ort“
Stadtentwicklung Kulturfreunde werben fürs Zusammenführen der drei Schwenninger Museen unter einem Dach.
„Die Chancen nutzen und gestalten.“ Gegen weiteres Abwarten: „Das Zeitfenster ist nur jetzt offen.“

D ie Diskussion über das
neue Museumsquar-
tier Bürk-Areal geht
schon lange. Seit den

ersten Entwürfen zur Neugestal-
tung der Schwenninger Mu-
seumslandschaft sind schon acht
Jahre ins Land gezogen. Viel zu
viel Zeit ist das nachMeinungdes
Freundeskreises Kultur – und
deshalb hat sich jetzt ein Bündnis
zusammengefunden, dasdasPro-
jekt Museumsquartier voran-
bringenwill.

Denn es sei weit mehr als nur
ein Museum, sondern ein attrak-
tives Zentrum in der Mitte von
Schwenningen. Ja, es gehe hier
um die Zukunft der Stadt. „Das
Zusammenführen und das Inte-
grieren sind für uns ganz zentral.
Das ist die große Idee“, sagteHol-
ger Westendorf bei einem ge-
meinsamen Pressegespräch der
Mitstreiter. Neben dem Freun-
deskreis Kultur sind der Schwen-
ningerHeimatverein,derFörder-
kreis Lebendiges Uhrenindus-
triemuseum und der Freundes-
kreis StädtischeMuseen anBord.

Positive Effekte für Gesellschaft
Was Holger Westendorf von der
Vorstandschaft des Freundes-
kreisesKultur ammeisten bei der
Debatte um das Museumsareal
vermisst: Es werde nicht über die
Chancen und die positiven Aus-
wirkungen des Projekts für die
Stadtgesellschaft gesprochen.
Auch die jüngsten Ausführungen
der Fraktionssprecher von CDU
und FreieWähler würden die ge-
samten Dimensionen eines Mu-
seumsquartiers nicht erfassen.
„Es geht nicht darum, dass die
Städtische Galerie irgendwie in
die Zukunft transportiert wird“,
sagte Westendorf. Deshalb sei
auch eine Verlagerung ins Röss-
le-Gebäude keine Lösung. Be-
kanntlich haben CDU und Freie
Wähler solche Ideen ins Spiel ge-
bracht und demRössle als städte-
baulichem Projekt eine größere
Hebelwirkung für die Belebung
der Schwenninger Innenstadt at-
testiert.

Nach eigenem Bekunden sind
die Vertreter der vier Vereine
auch über den Diskussionsver-
lauf nach Bekanntwerden der
neuen Zahlen bei den Kosten des

Museumsquartiers erschrocken.
„Das macht uns sprachlos“, er-
klärte Holger Westendorf beim
PresseterminimUhrenindustrie-
museum. Man könne nicht allei-
ne dieVerdoppelungderBaukos-
ten zum Thema machen, „son-
dern man sollte auch sagen, was
wir dafür bekommen“.

Alte Gebäude aufrechnen
Auch ohne das neue gemeinsame
Museum müssten Millionen in
den Erhalt der bisherigen Bauten

gesteckt werden – nur für die Sa-
nierung, den Umbau zur Barrie-
refreiheit und den Brandschutz.
Damit verglichen, bringen die
nach den neusten Berechnungen
knapp 20 Millionen Euro für das
Museumsquartier den viel höhe-
ren Nutzen, erklären die Unter-
stützer. Nämlich eine enorme
strukturelle Verbesserung im
Gegensatz zum Flickwerk, die
eine Sanierung der bisherigen
Bauwerke wäre. In diesem Zu-
sammenhang vermisst Westen-
dorf auch die Aufrechnung mit
den Erlösen, die ein Verkauf von
Heimatmuseum und Galerie
bringenwürde.

Denn diese Einnahmen müss-
ten auch in die Kalkulation fürs
neue Museumsquartier einflie-
ßen.Ganzwichtig ist es jetztnach
AnsichtderMitstreiter, dass end-
lich Tempo ins Verfahren
kommt. HolgerWestendorf erin-
nerte hier an die Kostensteige-
rung der letzten Jahre. Wie über-
all auf dem Bau stehen jetzt 30
ProzentmehraufdemZettel.Von
den Kostenschätzungen im Jahr
2020 mit rund zehn Millionen
Euro netto ist man jetzt mit den
jüngsten Kostensteigerungen in-
klusive Risikozuschlägen und

Mehrwertsteuer bei genau 19,8
Millionen angekommen.

Wbg ist bereit
Bekanntlich soll die städtische
Wohnungsbaugesellschaft Wbg
das Museum schlüsselfertig er-
richten und der Stadt dann lang-
fristig für mehrere Jahrzehnte
vermieten.DieWbg ist bereit, die
Wohnungen in der alten Bürkfa-

brik sind geräumt. Doch viel län-
ger als bis März kann die Woh-
nungsbaugesellschaft nicht ohne
Mieteinnahmen abwarten. Daher
müsse dann eine Entscheidung
fallen.BeimPressegesprächzeig-
teHolgerWestendorfauf,wasauf
dem Spiel steht: „Das Zeitfenster
ist jetzt offen, in einem halben
Jahr ist es zu und die Chance ver-
passt.“

Die große Unsicherheit in der
Kalkulation ist noch der Zu-
schuss aus Berlin. Der Antrag ist

unterwegs.DieRede ist voneiner
städtebaulichen Förderung in
Höhe von 5,9 Millionen. Zuletzt
hat Oberbürgermeister Roth in
seinerHaushaltsrededeutlichge-
macht, dass es sehr stark von die-
sem Zuschuss abhänge, ob das
Museumsquartier verwirklicht
werde oder nicht.

Die Unterstützer des moder-
nen historischen Orts vermissen
nach eigenem Bekunden bisher
beim Gemeinderat die Begeiste-
rung fürs Schwenninger Zu-
kunftsprojekt und freuen sich da-
her umso mehr, dass sich die bei-
den Bundestagsabgeordneten
DeryaTürk-Nachbaur (SPD)und
Thorsten Frei (CDU) für dasMu-
seumsquartier einsetzen.

Appell an Gemeinderat
DieVertreterdervierVereineap-
pellierenandieStadträte,dass sie
bei ihren künftigen Entscheidun-
gen „nicht die Kultur einsparen“
dürfen.Ganzbesondersgeltedies
natürlich für ein Projekt wie das
Museumsquartier, dem neuen
modernen Zentrum für bürger-
schaftliche und kulturelle Begeg-
nung mit innovativem Ausstel-
lungskonzept: „Das Bürk-Areal
ist ein phantastischerOrt.“ bm

SokönntedasMuseumsquartieraussehen:ZwischendenbeidenbestehendenGebäudeneineAufstockungfüreinengroßenAusstellungsraumund
obendraufeineDachterrasse. „DasBürk-Areal ist einphantastischerOrt“, schwärmendieUnterstützer jetzt schon. Fotos:Mattomedia

” Das Zusammen-
führen und

das Integrieren sind
für uns ganz zentral.

GemeinsamfürsMuseumsquartierBürk-Areal:RainerRussvomFörder-
kreis Lebendiges Uhrenindustriemuseum, Annemarie Conradt-Mach
vomHeimatverein, RenateNieding-Trefzer vomFörderkreis Städtische
Museen, Eberhard Hummel und Holger Westendorf vom Freundeskreis
Kultur (von linksnach rechts). Foto: BertholdMerkle

Extra
Thorsten Frei
im Interview
Schwenningen. Der CDU-Wahl-
kreisabgeordnete Thorsten Frei
ist einer der wichtigsten Opposi-
tionspolitiker in Berlin. Im gro-
ßen Interview mit der NECKAR-
QUELLEsprichterüberdiewich-
tigsten Politikfelder derzeit:
Wirtschafts-, Migrations- und
Energiepolitik. Die Union glaubt,
sie würde es besser machen als
die Ampel. Das Interview lesen
SieweiterhintenindiesemLokal-
teil auf zwei Extra-Seiten. nq

Die Redakteure Hans-Jürgen Eisenmann und Dr. Ralf Trautwein im Ge-
sprächmitCDU-PolitikerThorstenFrei.ErkritisierteheftigdiePolitikder
BerlinerAmpel-Koalition. Foto:DanielaSchneider

Deutenberg
Schon wieder
Einbrecher
Schwenningen. Wieder waren am
Wochenende in Schwenningen
imWohngebiet Auf demDeuten-
berg Einbrecher unterwegs. Laut
Polizei hebelten Unbekannte ein
Fenster eines Einfamilienhauses
imOdenwaldweg auf undgelang-
ten so in das Gebäude. Dort
durchwühlten sie mehrere Zim-
mer und flüchteten später über
eine Terrassentür. Ob die Täter
Wertsachen mitgehen ließen, ist
nicht bekannt. eb

Unfallflucht
Auf Parkplatz
Volvo beschädigt
Villingen-Schwenningen. AmMon-
tag ist es zwischen 17.30 Uhr und
20 Uhr auf der Straße Neuer
Markt zu einer Unfallflucht ge-
kommen. Ein Unbekannter stieß
gegen einen auf dem Parkplatz
eines Einkaufszentrums gepark-
ten Volvo S 60 und hinterließ
einen Schaden in Höhe von rund
2000 Euro. Nach dem Zusam-
menstoß ist derUnbekanntewei-
tergefahren, ohne sich um den
Schaden zu kümmern. eb

Marktplatz:
eine zweite
Chance?
Stadtentwicklung Für den
bisherigen Zustand gibt's
schlechte Noten. CDU,
SPD und Grüne wollen
Verkehrsberuhigung.

Schwenningen. Der neue Markt-
platz ist erst vier Jahre alt und ein
großes Sorgenkind. Bekanntlich
ist der Belag beschädigt, vor al-
lem die Randsteine der Mittel-
insel zwischen den beiden Fahr-
bahnen sind zerbrochen. In der
Debatte gestern Abend im Tech-
nischen Ausschuss gab es keinen
Beschluss, dassdieSchädenrepa-
riert werden sollen. Vielmehr
möchten die Stadträte die Chan-
ce nutzen, den Marktplatz end-
lich autofrei zumachen.

CDU-Fraktionssprecher Dirk
Sautter brachte die zündende
Idee in die Debatte: „Gibt es eine
Möglichkeit, den Verkehr vom
Marktplatz wegzubekommen?“
Auch SPD-Stadtrat Edgar Schurr
schwärmtevonderbesserenAuf-
enthaltsqualität ohne Auto-
schlangen entlang der Gastrono-
mie. Für die Grünen forderte
StadträtinSalat „eineGesamtver-
besserung beim Verkehr am
Marktplatz“. Allerdings sieht sie
die Winkelstraße nicht als Lö-
sung an.

Als sachverständiger Archi-
tekt machte Olaf Wuttge-Grei-
mel im Technischen Ausschuss
den Vorschlag, die langen zer-
brechlichen Randsteine durch
kürzere zu ersetzen. Die hätten
mehr Fugen und seien deshalb
stabiler. Tiefbauamtsleiterin Sil-
vie Lamla geht davon aus, dass
auch künftig Schäden am neuen
Marktplatz auftreten. Deshalb
müsse eine tragfähige Lösung
her.

Platz für die Menschen
Von der Stadtverwaltung selber
kam ein Vorschlag, in der Markt-
straßedieAutosüberdieWinkel-
straße umzuleiten. Einstimmig
erteilte der Technische Aus-
schuss der Stadtverwaltung den
Auftrag, zu prüfen, wie der Ver-
kehr ganz vom Marktplatz ver-
bannt werden kann. Das gemein-
same Ziel des Antrags der CDU,
den SPD und Grüne auch unter-
stützten: Dem Marktplatz eine
zweite Chance geben, dass er
dann wirklich eine Erfolgsge-
schichte werden kann. Bekannt-
lich standen seinerzeit die Bür-
gerworkshops unter dem Motto:
Den Platz denMenschen zurück-
geben. Jetzt wird im Rathaus
überlegt,wie das gehen kann. bm

Die Mittelinsel am Marktplatz ist
beschädigt. JetztmitBetonbauen
oder abreißen und den Verkehr
verbannen? Foto:NQ-Archiv
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Thorsten Frei und sein „Ghana-Modell“
Politik Der Wahlkreisabgeordnete und Fraktionsmanager der Union entwickelt im großen NECKARQUELLE-Interview eine Alternative zum
„Ruanda-Modell“. Weil Abschiebungen die Lage nicht spürbar verbessern können, müsse Europa mit sicheren Drittstaaten kooperieren.

A
ls Erster parla-
mentarischer Ge-
schäftsführer der
Unionsfraktion
im Bundestag ist
der CDU-Wahl-

kreisabgeordnete von hier die
wichtigste Stimme der Opposi-
tion in Berlin. Und derzeit segelt
Thorsten Frei mit seiner
CDU/CSU im Aufwind, wie die
Umfragen belegen: Die Zustim-
mung für die Ampelregierung ist
stark gesunken und bröckelt wei-
ter, während die Union so gut da
steht wie lange nicht mehr. Das
lässt auch Frei mit breiter Brust
daherkommen. Im großen Inter-
view mit der NECKARQUELLE-
Redaktionerklärt er,welchepoli-
tischen Baustellen aus seiner
Sichtderzeitdiewichtigstensind,
undwieman zurück in die Regie-
rungsverantwortungwill.

Sie haben in den letztenMonaten in
Ihrer Funktion als Fraktionsmanager
der Union sehr viele Interviews gege-
ben, umStandpunkte der Union zu
verdeutlichen unddie aktuelle Regie-
rung zu kritisieren. Ist es Ihnen hierbei
gelungen, ihre eigenen politischen
Angebote als die besseren zu profilie-
ren?Oder hat der Absturz der Ampel
in denMeinungsumfragen andere
Gründe?
Thorsten Frei: Das Wesen der De-
mokratie ist es, dass unterschied-
liche Positionen im politischen
Wettstreit gegeneinander antre-
ten. Natürlich ist es da eine we-
sentliche Aufgabe der Opposi-
tion, den Finger in die Wunde zu
legen. Das, was nicht gut funktio-
niert, muss sie kritisieren und –
wenn immer möglich – bessere
Vorschläge machen. Objektiv
mussman aber sagen, dass für die
aktuellenUmfragewerte derAm-
pel-Parteien sicherlich vor allem
deren eigenes Handeln aus-
schlaggebend ist. Regierungen
haben es in der Hand, die Men-
schen durch gute Arbeit zufrie-
den zu stellen. Dann hat eine Op-
position nichts zu kritisieren.
Aber wenn wir uns die großen
politischen Themen derzeit an-
schauen ...

Was sind aus Ihrer Sicht die derzeit
wichtigstenPolitikthemen?
Frei: Wirtschaft und Migration.
DasMagazin „Der Spiegel“ hat es
auf den Punkt gebracht und geti-
telt: „Alle Volkswirtschaften
wachsen.Wirnicht.“Wirsinddas
einzige Industrieland mit einer
schrumpfenden Wirtschaft. Das
hat Konsequenzen auch für die
Menschen hier vor Ort. Daraus
ergibt sich eineUnzufriedenheit.

Wie erklären Sie sich, dass sich unse-
reWirtschaft so schwer tut augen-
blicklich?

Frei: Einer der Gründe dafür ist,
dass wir die höchsten Energie-
preise der Welt haben. Das trifft
Unternehmen ebensowie Privat-
haushalte. In einer solchen Situa-
tion hat die Koalition nichts ge-
tan, um preisdämpfend zu wir-
ken.

Der grüneWirtschaftsminister Ro-
bert Habeck hat ja angekündigt, dass
er vergünstigten Industriestromauf
denWegbringenwill.
Frei: Den gibt es bis heute nicht.
Ordnungspolitisch ist das
schwierig, sogar höchst proble-
matisch, weil es nur auf eine Um-
verteilung im System hinaus-
läuft. Diejenigen Unternehmen,
die nicht von einem subventio-
nierten Industriestrompreis pro-
fitieren können – also Mittel-
ständler und Handwerker – zah-
len die geplanten Vergünstigun-
gen für die großen Industriebe-
triebemit.

Was für Alternativen gibt es?
Frei: Wichtiger wäre, dass man
nicht etwa durch politische Ent-
scheidungen Energie teuer
macht, um den Preis anschlie-
ßend mit Steuergeldern her-
unterzudrücken. Schlauer wäre
es zu sehen, wie sich Energie zu

angemessenen Preisen gewinnen
lässt.

Sowäre aus Ihrer Sicht derWirt-
schaft geholfen undwomöglich si-
cher gestellt, dass diese nicht ins
Stottern gerät. Vorher nanntenSie in
einemAtemzugmit derWirtschafts-
politik dieMigration ...
Frei:Wir haben ständig steigende
Zahlen von Migranten. Der Staat
hat weitestgehend die Kontrolle
über das Migrationsgeschehen
verloren. Wir erleben, dass Städ-
te und Gemeinden nicht mehr
wissen, wo sie diejenigen, die an-
kommen, unterbringen sollen.
Dabei hat Menschen unterzu-
bringen und sie zu ernähren noch
nichts mit Integration zu tun. Die
beginnt erst danach ...

Die IntegrationGeflüchteter ist der
Flaschenhals.
Frei: Ja, wenn man so will. Es dau-
ert viel zu lange, bis Geflüchtete
einen Sprach- und Integrations-
kursbekommen.Damussmansa-
gen: Die Kapazitäten sind mehr
als ausgeschöpft. Es gelingt im
Grunde nicht mehr, zu integrie-
ren, zu strukturieren, zu ordnen.
Damit wirdmanweder denen ge-
recht, die zu uns kommenwollen,
noch unserer Gesellschaft, die
Überforderungssymptomezeigt.

Es kommt in diesemKontext immer
wieder zu vielen emotionalenDebat-
ten.Wie etwa in BadDürrheim,woder
Landkreis einWohnheim für Asylbe-
werber projektiert.
Frei: Die Kommunen und die
Landkreise können nichts dafür.

DastehenplötzlichMenschenda,
diemanunterbringenmuss. Es ist
daher grundsätzlich falsch, den
Unmut an Bürgermeistern und
Landräten auszulassen. Die poli-
tische Ebene, die etwas tun könn-
te, ist der Bund. Nur er kann steu-
ern undbegrenzen.Doch er tut es
nicht! Das ist das große Problem,
daswir augenblicklich haben.

Ein Problem, das jedoch allen Partei-
en zwischenzeitlich bewusst gewor-
den ist. Bundeskanzler Olaf Scholz
von der SPDhat sich für ein deutlich
konsequenteresVorgehen in der Ab-
schiebung ausgesprochen. Und
selbst die Grünenwollenmittlerweile
„konsequent“ abschieben.
Frei:Richtig. In dieserWoche gibt
es auch eine weitere Lesung des
so genannten Rückführungsver-
besserungsgesetzes. Da sind tat-
sächlich einige gute Dinge ent-
halten.

Welche denn?
Frei: Etwa die Verlängerung des
Ausreisegewahrsams von zehn
auf 28 Tage. Oder, dass der Poli-
zei bessere Möglichkeiten zur
Durchsuchung von Gemein-
schaftsunterkünften eingeräumt
werden sollen. Die Regierung
geht davon aus, dass mit diesem

Gesetz etwa 600 Personen jähr-
lich zusätzlich abgeschobenwer-
den können. Wenn man bedenkt,
dass aber 1500Menschen proTag
zu uns kommen, dann wird deut-
lich, dass das nicht einmal ein
Tropfen auf den heißen Stein ist.
Sondern, dass dieKommunen die
Auswirkungen dieses Gesetzes
gar nicht spüren werden. Rück-
führungen und Abschiebungen
sind immer schwierig.

Das bedeutet, dasswir damit allein
unsere Problememit derMigration
nichtwerden lösen können?
Frei: Ja.Wir müssen dafür sorgen,
dass diejenigen, die nicht schutz-
berechtigt sind, erst gar nicht
nach Deutschland kommen.
Oder, dass deren Schutz eben in
sicheren Drittstaaten gewährt
wird.

Ihr ParteifreundHendrikWüst, seines
Zeichens nordrhein-westfälischerMi-
nisterpräsident, kann sich für das so
genannte „Ruanda-Modell“ erwär-

men (siehe Infokasten unten).Was
halten Sie davon?
Frei: Es gab Entscheidungen briti-
scher Gerichte über alle Instan-
zen hinweg. Der Supreme Court,
die höchste Instanz, hat dieses
Modell ausdrücklich gebilligt. Er
hat lediglich gemeint, Ruanda sei
kein geeignetes Land. Weil die
britische Regierung nicht garan-
tieren kann, dass Ruanda Asylsu-
chende nicht wieder zurück-
schickt in Tod, Folter oder Ver-
folgung. Wenn Ruanda nicht ge-
eignet ist, muss man eben schau-
en, ob es andere geeignete Län-
der gibt ...

Siewerden schon anbestimmteAl-
ternativen denken.
Frei: Wenn ich mir ein Land wie
Ghana anschaue, das auch als die
Schweiz Afrikas bezeichnet wird
...Ghana ist fürDeutschland–wie
der Senegal auch – ein sicherer
Herkunftsstaat. Das ist ein stabi-
les Land und käme grundsätzlich
inFrage.Manmüssteebenumfas-
sende vertragliche Vereinbarun-
gen treffen. Klar, wie immer bei
Verträgen müsste eine Win-win-
Situation entstehen. Ghana oder
eben ein anderes Landmüsste et-
was davonhaben.

Was spricht dagegen, den derzeitigen
Kurs in der Asylpolitik beizubehal-
ten?
Frei: Damit locken wir die Men-
schen übers Mittelmeer. In den
letztenzehnJahrensinddortüber
26 000Menschengestorben.Und
wahrscheinlich doppelt so viele
auf dem Weg an die Küste Nord-
afrikas in der Sahara. Es soll nicht
zynisch klingen. Aber augen-
blicklich sind Wüste und Meer
diejenigen, die sortieren.

Deshalb habenSie eine kontingen-
tierte Einwanderung angeregt.Wel-
cher Gedanke steht dahinter?

DieNECKARQUELLE-RedakteureCorneliaHellweg undHans-Jürgen Eisenmann (Mitte) imGesprächmit Thorsten Frei: Er glaubt, dass seineUnion
diebessereWirtschafts-undMigrationspolitikmachenwürde. Fotos: DanielaSchneider

” Schlauer wäre
es zu sehen, wie

sich Energie zu ange-
messenen Preisen
gewinnen lässt.

” Der Staat hat
weitestgehend

die Kontrolle über
das Migrationsge-
schehen verloren.

” Augenblicklich
sind Wüste

und Meer diejenigen,
die sortieren.

Das ist das „Ruanda-Modell“
Das „Ruanda-Modell“, der-
zeit heiß diskutiert, basiert
auf einem Gesetz aus
Großbritannien: Die Regie-
rung in London will, dass ir-
regulär eingereiste Men-
schen ungeachtet ihrer
Herkunft und ohne Prü-
fung ihres Asylantrags
festgehalten und so bald
wie möglich nach Ruanda

abgeschoben werden, wo
sie dann auch um Asyl er-
suchen können. Eine Rück-
kehr nach Großbritannien
ist nicht vorgesehen. Mit
Ruanda haben die Briten
dafür ein entsprechendes
Abkommen, das ostafrika-
nische Land erhält im
Gegenzug finanzielle
Unterstützung von umge-

rechnetmehrals 140Millio-
nen Euro. In ihrem Koali-
tionsvertrag hat die Am-
pelregierung aus SPD, Grü-
nen und FDP vereinbart zu
prüfen, ob ein solches Ver-
fahren in Zusammenarbeit
auch mit sicheren Dritt-
staaten außerhalb der EU
auch für Deutschland in
Frage kommt. rat

Wie löstmandasMigrationsproblem,dasEuropaderzeit hat?NichtmitAbschiebungen, glaubtderParlamentarischeGeschäftsführerderUnionsfraktion imBundestag.Die Lösung,meintThorstenFrei, bietenicht etwaRu-
anda, sonderneineZusammenarbeitmitdemsicherenGhanaoderanderenstabilenDrittstaatenaufdemSchwarzenKontinent.
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Frei: Der Vorschlag ist an die ge-
samteuropäische Ebene adres-
siert. Migrationspolitik können
wir nur hier erfolgreich gestal-
ten. Deswegen muss Europa auf
diese sichere Drittstaatenrege-
lung setzen, wo Asylverfahren
und Schutzgewährung stattfin-
den. Das wird dazu führen, dass
sich die Leute nichtmehr in einer
Nussschale auf den Weg zu uns
machen. Ich plädiere in diesem
Zusammenhang dafür, dass wir
Kontingente besonders schutz-
bedürftiger Menschen aufneh-
men – 300 000 bis 400 000 Men-
schenpro Jahr imgesamtenEuro-
pa. Das ist das Jahresmittel derer,
diewir in den letzten zehn Jahren
auf unserem Kontinent aufge-
nommenhaben.

Da fallen uns auf Anhieb zehnStaa-
ten ein, die da garantiert nichtmitzie-
hen.
Frei: Ja, damachennicht alle euro-
päischen Länder mit. Deshalb
würde das bedeuten, dass pro
Jahr 150 000 bis 160 000 Men-
schen nach Deutschland kämen.
Das ist eine großeZahl!Aber eine
solche Regelungwürde uns Plan-
barkeit verschaffen. Die Infra-
struktur könnte darauf ausge-
richtet werden, ebenso integrati-
veMaßnahmen. Undman könnte
wirklich Schutzbedürftige auf-
nehmen.

Tunwir das nicht?
Frei: Diejenigen, die heute kom-
men, sind zu 80 oder 90 Prozent
junge Männer. Kräftig, gesund
und wohlhabend genug, um Tau-
sende Euro an kriminelle Schlep-
per zu bezahlen.

Früher hieß es, dasswir jährlich bis zu
400 000Einwanderer benötigen, um
künftig unsereWirtschaft amLaufen
zu halten. Unlängstwar zu lesen, dass
es noch vielmehr seinmüssten, etwa
die doppelte Zahl ... ist da eineKon-
tingentierung,wie sie Ihnen vor-
schwebt, tatsächlich dasRichtige?

Frei: IchkennedieseStudienauch.
Die sind teilweise völlig über-
zeichnet.Hierzulandewerden je-
des Jahr zwischen 700 000 und
800 000 Kinder geboren. Würde
jedes Jahr dieselbe Zahl an Mi-
granten zuuns kommen,wäreda-
mit jegliche Formder Integration
unmöglich.DaswürdedieGesell-
schaft so fundamental verän-
dern, dass es nicht unser Ziel sein
kann. Im Übrigen haben wir 1,9
Millionen offene Stellen in
Deutschland. Und 5,5 Millionen
Bürgergeld-Empfänger, von
denen 3,9 Millionen im erwerbs-
fähigen Alter sind. Selbst wenn
man diejenigen abzieht, die ge-
sundheitsbedingt nicht arbeiten
können,mussman sagen:Wir ha-
ben so viele Menschen hier, die
arbeiten könnten, aber es nicht
tun.

WürdenSie, wennSie es politisch ver-
mochten, die Bürgergeld-Erhöhung
rückgängigmachen?
Frei: Das ist nicht von jetzt auf
gleichmöglich.ManmussdasGe-
setz dafür ändern. Noch einmal
zum entscheidenden Punkt: Man
muss humanitäre Migration und
Erwerbsmigration trennen. Wir
müssenattraktivwerden fürAus-
länder, die hier arbeiten wollen,
nicht für diejenigen, die Asyl su-
chen wollen. Mehr als die Hälfte
derSyrer,diegekommensind,be-
ziehen Bürgergeld. Ebenso die
Hälfte derer, die aus Afghanistan
gekommen sind. Es funktioniert
volkswirtschaftlich nicht, wenn
von drei Erwachsenen einer
arbeitet, und dann noch in einem
Helferberuf.

In unserenNachbarländern ist die
Quote der arbeitendenMigranten
deutlich höher als bei uns.
Frei: Ausschlaggebend ist die
deutsche Bürokratie. Wir sind
viel zu langsam, wenn es um die
Anerkennung ausländischer Be-
rufsabschlüsse geht. Ich habe in
den letzten Tagen hier in der Re-

gion eine Spedition besucht, die
dringend Fahrer braucht. Sie
könnteUkrainer einstellen.Doch
es scheitert daran, dass die ent-
sprechenden Unterlagen nicht
beigebracht werden können oder
nicht akzeptiert werden. Ein
zweiter Punkt kommt hinzu:
Ukrainer kriegen vomerstenTag
an Bürgergeld, andere Asylbe-
werber – auch abgelehnte – spä-
testens nach 18 Monaten. Das
wirkt für viele dieser Menschen
wie eine Stilllegungsprämie. Es
aktiviertnicht, sondernhältMen-
schendavon ab zu arbeiten.

Ist das so?
Frei: Der Tübinger Landrat hat
eine Beispielrechnung aufge-
macht und das Nettoeinkommen
einer vierköpfigen Familie er-
rechnet, die in seinem Kreis von
der öffentlichen Hand lebt. Er
kam auf ein Monatsnetto von
3200 bis 3500 Euro. Wenn man
das in Relation zu einem Brutto-
gehalt setzt, wird man eine Men-
ge Leute mit einem ganz norma-
len Beruf finden, die weniger ha-
ben.

Ja, dasmussman erstmal haben ...
Frei: Und deswegen muss man
ehrlicherweise sagen: Wenn sich
manche Leute, die arbeiten, an-
schauen würden, was sie bekom-
men würden, wenn sie nicht
arbeiteten, dann kämen sie wohl
ins Grübeln. Wenn jemand 40
Stunden pro Woche arbeitet und
dann 200 Euromehr hat als einer,
der überhaupt nicht arbeitet,
dann hat das mit Gerechtigkeit
beziehungsweise einem Lohnab-
standsgebot rein gar nichts mehr
zu tun.

DasBürgergeldwurde jawegen der
Teuerung angehoben ...
Frei: Es wurde zum 1.1. dieses Jah-
res um zwölf Prozent angehoben
undsoll zumnächsten 1.1. umwei-
tere zwölf Prozent steigen. Nie-
mandbeiuns imLand–keinRent-
ner, kein Arbeitnehmer – hat in-
nerhalb von zwölf Monaten eine
Erhöhung seiner Bezüge um 24
Prozent erhalten. Die Inflation
war hoch. Das stimmt. Aber im
betreffenden Zeitraum hat sie
sich nicht auf 24 Prozent belau-
fen. Tatsächlich sind in diesem
Zeitpunkt die Reallöhne um vier
Prozent gesunken.

Das bedeutet, dass die Lücke zwi-
schenGeringverdienern undBürger-
geldempfängern immer kleinerwird.
Frei: Ja, und esmuss einfach einen
Unterschied machen, ob jemand
arbeitet oder nicht. Ich bin ein
Anhänger des sozialen Rechts-
staates – man sollte jenen helfen,
die die Hilfe der Gesellschaft
brauchen.Wir aber gehenmit der
Gießkanneüber allesweg.

WiewürdenSie dann vorgehen?
Frei: Ich würde beim Bürgergeld
strikt sanktionieren: Wenn je-

mand arbeitsfähig ist und nicht
arbeitet, muss ihm das Geld ge-
kürzt werden. Wenn er nach
einem halben Jahr nicht arbeitet,
obwohlerkönnte,dannmussman
ihn zu gemeinnütziger Arbeit
verpflichten.

Nun sieht es augenblicklich danach
aus, als ob dieUnion dieWeichen spä-
testens nach der nächstenBundes-
tagswahl 2025 anders stellen kann. In
denUmfragen liegen Sieweit vorne.
Auch die AfDpunktet hier kontinuier-
lich; auch siewill den Sozialstaat zu-
rückfahren.Wobei ihre einfachen
Botschaften beimBürger ankommen,
wiemanmeinenmöchte.
Frei:EsgibtgewaltigeUnterschie-
de zwischen uns und der AfD in
jedem einzelnen Thema. In der
Migrationspolitik etwa:Wir wol-
len ein anderes Asylrecht, wäh-
rend es die AfD im Grunde ge-
nommen abschaffen will. Unsere
Umfragewerte sind, relativ be-
trachtet, gut imVerhältnis zu den
anderen. Wir sind stärker als Rot
undGrünzusammen,und inman-
chen Umfragen gar so stark wie
die gesamte Ampelkoalition. Mit
dem Bündnis Sarah Wagen-
knecht haben wir im neuen Jahr
allerdings eine neuePartei ...

Das dürfte aber eine eher kleineWun-
dertütewerden!
Frei: Ja, es wird auf jeden Fall eine
Wundertüte. Aber wir wissen
nicht, ob sie in eine Lücke stoßen
kann, die von den anderen bisher
nicht abgedeckt wird. Auch des-
wegen sind wir mit unseren Um-
fragewerten nicht zufrieden. Sta-
bil 30 Prozent sind noch nicht gut
genug. Am Ende des Tages wird
es darauf ankommen, nach einer
Wahl eine Koalition bilden zu
können, die unsere politischen
Vorstellungen auch umsetzen
kann.

Die Frage,mitwemSie da koalieren
könnten, ist interessant. Unsere Par-
teienlandschaft segmentiert sich zu-
sehends.
Frei: Es werden auch wieder Par-
teien verschwinden. Ich glaube
nicht, dass die Linke überleben
wird.

Vielleicht auch nicht die FDP?
Frei: Ich habe sie von 2013 bis 2018
imBundestag vermisst. Sie hat da
gefehlt.

Auchweil Sie Ihrwichtigster poten-
zieller Koalitionspartner sein dürfte.
Frei: In Anbetracht der politi-
schen Schnittmenge könnten wir
die Herausforderungen mit der
FDP zusammen am besten lösen.
Aber eine politische Mehrheit
gibt es derzeit für eine solcheKo-
alitionnochnicht. Ichbinaberzu-
versichtlich, dass die FDPwieder
in den Bundestag einziehenwird.
Ich glaube, dass wir eine starke
bürgerliche Mitte haben werden
nach der nächsten Bundestags-
wahl.

Gehört da die SPDauch dazu?
Frei: Nicht unbedingt. SPD und
Grüne sorgen dafür, dass wir kei-
ne effektive Energiepolitik haben
und sorgen dafür, dass wir jegli-
che Kontrolle über die Migra-
tionspolitik verlorenhaben.

Mit der AfD gibt es auchweiterhin
keine Zusammenarbeit?
Frei: Mit der AfD werden wir si-
cherlich keine politische Schnitt-
menge finden. Ich hoffe, dass
CDU, CSU und FDP so stark wie
möglich werden, um aus einer
PositionderStärkemöglichstvie-
le Inhalte umsetzen zu können.
DieMenschenwollen einen Poli-
tikwechsel.Wir als Union dürfen
dakeineAmpelvariantesein, son-
dern müssen unsere eigenen
Konzepte dagegensetzen.

EinenPolitikwechselwollten dieMen-
schen auch, als sie die Ampel gewählt
haben. Unddas ist ja noch gar nicht
so lange her. Eigentlich liegen Sie nur
so gut imRennen,weil die Ampel un-
glaublich schwächelt.
Frei: In der Politikwissenschaft ist
es unstrittig, dass nicht dieOppo-
sition in die Regierung gewählt
wird, sondern dass Regierungen
abgewählt werden. Es ist be-
stimmt auchunsereOppositions-
arbeit, die dafür sorgt, dass diese
Koalition nicht so weiterwurs-
teln kann. Am Ende gibt aber si-
cherdenAusschlag,dass sienicht
in der Lage ist, die Herausforde-
rungen zu bewältigen. Zum Bei-
spiel, dass sie es nicht schafft,
einen verfassungsgemäßen
Haushalt aufzustellen und vier
Wochen nach der Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts
noch immer völlig von der Rolle
ist.

Der Spruch der Karlsruher Richter hat
Ihnen in die Karten gespielt. Für
Deutschland ist die Lage freilich nicht
so toll ...
Frei: Es gibt Umfragen, die besa-
gen, dass uns dieses hoheMaß an
Unsicherheit derzeit im nächs-
ten Jahr etwa ein Prozent Wirt-
schaftswachstum kosten könnte.
Das bedeutet, es kostet jeden von
uns Wohlstand. Scholz und Ha-
beck kehren in dieser Situation
TäterundOpferum, indemsiesa-

gen, die CDU habe geklagt und
damit dafür gesorgt, dass jetzt be-
stimmte Förderprogramme nicht
ausbezahlt werden. Das ist inak-
zeptabel! Das ist die erste Bun-
desregierung überhaupt, die
einen verfassungswidrigen
Haushalt aufgestellt hat, der vom
Bundesverfassungsgericht für
nichtig erklärtwerdenmusste ...

Manhat 60MilliardenCorona-Hilfs-
mittel nicht gebraucht undwollte
diese in einen neuenKlima- und
Transformationsfonds schieben.
Frei:Dashat dieBundestagsmehr-
heit beschlossen. Doch mit einer
einfachen Mehrheit kann man
eben nicht die Verfassung außer
Kraft setzen. Dafür bräuchteman
schon eine Zwei-Drittel-Mehr-
heit. Man muss sehen, dass diese
60 Milliarden nie da waren. Es
handelte sich um Kreditermäch-
tigungen.DieKoalitionwill diese
alten Ermächtigungen immer
dann aus der Schublade holen,
wenn sie sie braucht. Das geht
aber nicht – das ist eine Umge-
hung der Schuldenbremse. Das
ist ein glasklarer Verstoß gegen
das Umwidmungsverbot und ei-
nige andere Prinzipien, die die
Verfassung vorgibt. Man wollte
unseren Kindern und Kindeskin-
dern die Schulden präsentieren.
Ich bin froh, dass das Bundesver-
fassungsgericht das verhindert
hat.

Fachleute klagen immerwieder, dass
die aktuelle Regierungspolitik, die Kli-
mazielen untergeordnetwird, zu einer
schleichendenDeindustrialisierung
Deutschlands führe.
Frei:Wirwaren inderVergangen-
heit immer so stark, weil wir
einen hohen Anteil an gewerbli-
cher Wirtschaft hatten. Deshalb
sind wir durch alle Krisen besser
durchgekommenals die anderen.

Die Energie- undMobilitätswende,
von denGrünen ausgerufen,werde,
so heißt es, vor allem für diese Re-
gion, in der IhrWahlkreis liegt, nicht
ohneAuswirkungen bleiben. Denn
hier sindAutomobil undMaschinen-
bau besonders stark.
Frei: Wir fühlen uns den Zielen
von Paris verpflichtet, auf dem
Weg zur Klimaneutralität vor-
wärts zu kommen. Die Frage ist
aber, wie man das macht. Ich hal-
te es für einen kapitalen Fehler,
denVerbrennerzuverbieten.Das
ist die größte Dummheit, die die-
se Regierung machen kann. Sie
schadet vor allen Dingen unserer
Region, in der viele Zulieferfir-
mensitzen.EsgehtdenStaatdoch
überhaupt nichts an, womit ein
Motor betrieben wird. Es kommt
nur drauf an, dass er klimaneutral
betriebenwird.Wirsägen jetztan
diesem Ast, auf dem wir selber
sitzen.Das ist dochwirklichnicht
zu fassen!

Für Elektromobilitätmüsste der
Stromaus regenerativen Energien
kommen ...
Frei:Tut erderzeit abernicht!

Waswürde dieUnionmachen?
Frei:Wir setzen auf Technologie-
offenheit. Technologien sind
schon immer durch andere abge-
löstworden –weil die neueTech-
nologie alter überlegen war. Als
der Verbrenner entwickelt wur-
de, hat doch auch niemand die
Pferdekutschen verboten. Wir

müssen auf Technologieoffen-
heit setzen in Deutschland und
darauf,dasssichamEndeguteLö-
sungendurchsetzen.

Gibt es überhaupt ein Zurück vom
Verbrenner-Aus, das auf europäi-
scher Ebene beschlossenwurde?
Frei: Es gibt immer einenWeg zu-
rück. Es kommt nun darauf an, im
Bereich der regenerativen Ener-
gien vor allem in Speicherkapazi-
täten und den Leitungsausbau zu
investieren. Wie viel durch
Windkraft erzeugter Strom kann
nichtgenutztwerden,weil esdar-
an fehlt? Wir brauchen auch In-
vestitionen in die Wasserstoff-
Technologie. Ich bin ebenso da-
von überzeugt, dass wir in einer
solchen Zeit auch auf Kernener-
gie nicht verzichtendürfen.

WennmanSie so reden hört, kann
man sich kaumvorstellen, dass die
Union eines Tages imBund vielleicht
nochmalmit denGrünen zusammen
regieren könntewie in Baden-Würt-
temberg.
Frei:ZwischenUnionundGrünen
hat in den letzten zwei Jahren auf
Bundesebene ein erheblicher
Entfremdungsprozess stattge-
funden. Das kann man an den
Kernthemen Energie-, Migra-
tions- und Gesellschaftspolitik
festmachen. Unsere Vorstellun-
gen hier liegen meilenweit aus-
einander. Das zeigt auch, dass
Landes- und Bundespolitik etwas
ganz anderes sind.

Sie sehen Ihre persönliche Zukunft ja
in Berlin, deshalb fragenwir Sie auch
gar nicht heute, ob es Sie zurück ins
Ländle zieht ...
Frei (lacht): Ja, das erste Mal seit
langerZeit nicht.

Stimmt! Ist die Landes-CDU, deren
Vize Sie sind,mitManuel Hagel gut
aufgestellt?
Frei: Ja. Ich bin überzeugt davon,
dass bei der Landtagswahl ein
starker politischer Rückenwind
von der Bundestagswahl hierher
wehen wird, die ein halbes Jahr
zuvorüberdieBühnegehenwird.
Außerdem sind wir geschlossen.
Wir streitennicht.

Thorsten Frei im Gespräch mit NQ-Redakteur Hans-Jürgen Eisenmann: Der Erste Parlamentarische Ge-
schäftsführerderUnionbezeichnetdaserhöhteBürgergeldals eine „Stilllegungsprämie“.

ThorstenFrei, NECKARQUELLE-RedaktionsleiterDr. Ralf Trautwein (rechts): DiesewirtschaftsstarkeRegion
istdurchdieEnergiepolitikderBundesregierungbesondersbedroht.

”Wir haben so
viele Menschen

hier, die arbeiten
könnten, aber es
nicht tun.

” Das Bürgergeld
aktiviert nicht,

sondern hält Men-
schen ab zu arbeiten.

” Scholz und
Habeck kehren

in dieser Situation
Täter und Opfer um.

” Ich halte es für
einen kapitalen

Fehler, den Ver-
brenner zu verbieten.

Thorsten Frei
war, bevor er 2013 als Wahlkreisabgeord-
neter für die CDU in den Bundestag einzog,
Donaueschinger Oberbürgermeister. In
der Bundespolitik hat sich der 50-Jährige
seitdem weit nach oben gearbeitet. Nach
einer Legislaturperiode als Fraktions-Vize
ist Frei nun hinter den FraktionschefsMerz
und Dobrindt als Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der wichtigste Mann der
Union im Bundestag und besitzt beträcht-
lichen Einfluss. In zahlreichen Interviews
und TV-Shows formuliert der Mann aus
dem Schwarzwald-Baar-Kreis immer wie-
der die Positionen der Union und ist damit
das prominenteste Sprachrohr der Berli-
ner Opposition. Im Falle einer Regierungs-
beteiligungderUniongilt Frei unbedingtals
ministrabel. rat


